
haben dadurch, daß sie Vieh von Landwirten aufkauf
ten, die ihr Ablieferungssoll noch nicht erfüllt hatten, 
unseren Plan durchkreuzt. Zugleich haben sie anderer
seits aber Vieh aus den Bestanden der Landwirte, die 
ihr Ablieferungssoll noch nicht erfüllt hatten, aus Ge
winnabsichten an sich gebracht und dieses dann als 
Übersoll-Vieh an die VEAB als freie Spitzen verkauft. 
Dieses Verhalten der Angeklagten muß sich auf den 
ordnungsmäßigen Wirtschaftsablauf hemmend auswir
ken und die Kontrolle der Plandisziplin in erheblichem 
Maße gefährden.

Beide Angeklagten begannen ihren Handel, obgleich 
sie nicht im Besitz einer Gewerbeerlaubnis waren. 
Darüber hinaus war ihnen bekannt, daß die Land
wirte erst dann über ihr Vieh verfügen dürfen, wenn 
sie ihren Ablieferungsverpflichtungen nachgekommen 
sind. Ihnen war darüber hinaus aber auch bekannt, 
daß sie nur dann Vieh auf freie Spitzen an die VEAB 
■verkaufen durften, wenn es als Übersoll in der eige
nen Wirtschaft erworben wurde. Den Angeklagten war 
daher das Ungesetzliche ihres Tuns bekannt. Trotzdem 
betrieben sie vorsätzlich ihre Handelsgeschäfte, um da

durch eine übermäßige Bereicherung für sich zu er
wirken.

In der Hauptverhandlung konnte geklärt werden, 
daß die Angeklagten im Laufe von vier Monaten einen 
Gewinn von 13 000 DM gehabt haben. Diese Summe er
scheint dem Senat geeignet, s.e mit KücKsicnt auf die 
kurze Handelstätigkeit der Angeklagten und ihre ge
leisteten Tätigkeiten als übermäßigen persönlichen Ge
winn im Sinne des Gesetzes zu betrachten.

Das Verhalten der Angeklagten war rechtswidrig, 
da die Angeklagten ihre Handelsgeschäfte mit Land
wirten vorgenommen hatten, die ihr Quartalssoll nicht 
erfüllt hatten. Diese An- und Verkäufe waren auch 
deshalb rechtswidrig, weil die Angeklagten nicht im 
Besitz einer Gewerbeerlaubnis waren. Darüber hinaus 
mußte den Angeklagten bekannt sein, daß sie nicht 
berechtigt waren, die durch Handel erworbenen Tiere 
auf freie Spitzen zu verkaufen. . . .

Die Angeklagten waren daher gemäß § 1 Abs. 2 
VO über die Bestrafung von Spekulationsverbrechen 
zu bestrafen.

L i t e r a t u r

Bücher
Prof. Dr. Bögelsack: Wirtschaftliche Rechnungsführung und

Vertragssystem. VEB Deutscher Zentralverlag, Berlin 1953,
464 S., Preis: 6,80 DM.
Das Erscheinen des Buches ist begrüßenswert, weil in ihm 

der Versuch unternommen worden ist, die gesetzlichen Be
stimmungen zweier für unsere Wirtschaft wichtiger Ge
biete zusammenzustellen und darüber hinaus eine Einfüh
rung in die Prinzipien der Wirtschaftlichen Rechnungsführung 
und des Vertragssystems zu geben.

Es soll nicht verkannt werden, welche Schwierigkeiten bei 
einem derartigen Unterfangen zu bewältigen sind, zumal beide 
Gebiete in wissenschaftlicher Hinsicht Neuland sind. Aber es 
muß auch verlangt werden, daß diese Gebiete mit der er
forderlichen wissenschaftlichen Exaktheit bearbeitet werden.

Eine Einführung in die Prinzipien der Wirtschaftlichen Rech
nungsführung kann beispielsweise nicht gegeben werden, ohne 
die Beziehungen zum Marx'schen Wertgesetz herzustellen, 
denn Wirtschaftliche Rechnungsführung bedeutet: bewußte
Anwendung des 'Wertgesetzes in unserer Wirtschaft. Von die
sem Gesetz ist jedoch in keinem der vier Einführungsab
schnitte des ersten Teils des Buches die Rede. Es ist nicht an
gängig, diesen Mangel etwa mit dem Argument zu ent
schuldigen, das Buch solle nur eine kurze Anleitung für die 
Praktiker unserer Wirtschaftsorgane geben. Eine richtige An
leitung ist eben nur dann möglich, wenn auch die theore
tische Grundlage vermittelt wird. Da Bögelsack selbst in sei
nem Vorwort sagt, daß ein volles Verständnis der in dem 
Buch behandelten Materie „nur durch das Studium der hi
storischen Entwicklung und des Wandels in der Bedeutung 
ökonomischer Gesetze erreicht wird“, wäre zumindest er
forderlich gewesen, entsprechende Literaturhinweise zu den 
einzelnen Sachgebieten zu geben. Die angeführten Zitate sind 
zu knapp, um einen tieferen Einblick zu vermitteln.

Auch über andere grundsätzliche Fragen der Wirtschaft
lichen Rechnungsführung wird in dem Buch nicht gesprochen. 
— Um den Funktionären des Wirtschaftsapparates eine An
leitung zu geben, wäre es m. E. doch erforderlich gewesen, 
mit wenigen Sätzen die Kalkulation der Selbstkosten, deren 
Senkung, den Direktorfonds, die Rolle der Buchführung und 
die Wirtschaftliche Rechnungsführung innerhalb des Betriebes 
zu behandeln.

Auch bei der Darstellung des Vertragssystems muß die 
lückenhafte Behandlung gerügt werden. Während beispiels
weise erwähnt wird, daß die Klauseln „frei Haus" oder „fracht
frei Empfangsstation“ keine Änderung des Erfüllungsortes 
bedeuten, und die §§ 187, 193 BGB bezüglich der Berechnung 
der Zahlungsfrist von 15 Tagen eine Kommentierung finden, 
sind so wichtige Probleme wie das des Rücktritts vom Ver
trage und die Frage des Verhältnisses von Vertragsstrafe und 
Schadensersatz nicht eines Wortes gewürdigt worden. Er
freulich ist jedoch die Einarbeitung der Ausführungen von 
Kohn über Fragen des „Verschuldens“ im Vertragssystem. 
Den Lesern wird hier klargemacht, in welchen Fällen und 
unter welchen Voraussetzungen das Staatliche Vertragsgericht 
die Befreiung von der Konventionalstrafe aussprechen kann.

Vermißt wird auch eine praktische Anleitung für die Durch
führung eines Schiedsverfahrens. Die Erfahrungen haben ge
zeigt, daß es noch eine Reihe von volkseigenen Betrieben 
gibt, die unsachgemäße Anträge einreichen, obwohl ihnen 
durch die Organe des Staatlichen Vertragsgerichts entspre
chende Instruktionen gegeben worden sind. Es wäre auf jeden 
Fall begrüßenswert gewesen, wenn ein Antragsmuster un

ter Zugrundelegung des § 5 der Verfahrungsordnung für das 
Staatliche Vertragsgericht beigefügt worden wäre.

Insgesamt betrachtet, bleibt der erste Teil des Buches mit 
seinen vier Abschnitten:

1. Der volkseigene Betrieb als juristische Person
2. Der volkseigene Binnenhandel
3. Die Träger des volkseigenen Binnenhandels
4. Die Durchsetzung des Vertragssystems

eine bloße Zusammenstellung, der infolge Mangels einer 
theoretischen Grundlage der innere Zusammenhang fehlt.

Die Wirtschaftsfunktionäre in den Betrieben und Verwal
tungen werden aber auch mit dem zweiten Teil des Buches, 
der jeder Systematik entbehrt, nicht recht zufrieden sein. Es 
wäre unbedingt erforderlich gewesen — zumal, was hier be
sonders bedauerlich ist, ein Stichwortverzeichnis fehlt —, die 
Zusammenstellung der einschlägigen Vorschriften über Wirt
schaftliche Rechnungsführung und Vertragssystem systema
tisch durchzuführen. Es geht nicht an, unter 1. mit Vorschriften 
über die Einführung des Prinzips der Wirtschaftlichen Rech
nungsführung zu beginnen, unter 2. die VO über die Bildung 
und Tätigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts, unter 3. ge
setzliche Bestimmungen über die Einführung des Allgemeinen 
Vertragssystems, unter 4. wiederum gesetzliche Bestimmungen 
zu bringen, die Maßnahmen zur Einführung des Prinzips der 
Wirtschaftlichen Rechnungsführung behandeln, unter 5. einen 
besonderen Abschnitt über Konkurs einzufügen, unter 6. 
schließlich die Bekanntmachung über die Musterverträge ab
zudrucken, während das Vertragssystem für Nahrungsgüter 
erst unter 11. gebracht wird. Eine derartige Anordnung ist 
nicht nur unsystematisch, sondern erschwert auch dem Be
nutzer des Buches, der doch in den meisten Fällen nicht Ju
rist sein wird, die Arbeit. Hier ein eklatantes Beispiel für die 
Zerreißung von organisch zusammenhängenden Vorschriften: 
Obwohl die VO über die Einführung des Allgemeinen Ver
tragssystems die grundlegende Rechtsquelle für das Vertrags
system ist und ihr § 8 bereits von der Tätigkeit des Staat
lichen Vertragsgerichts spricht, wird die VO über die Bil
dung und Tätigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts nebst Ver
fahrensordnung schon vor der VertragsVO gebracht.

Wie diese Materien übersichtlicher angeordnet werden 
können, ergibt sich z. B. aus dem „Karteibuch der Gesetze 
der DDR“, in dem unter B 3 c sämtliche das Vertragssystem 
betreffende Vorschriften so zusammengefaßt und angeordnet 
sind, daß der Benutzer die Gewähr hat, einen erschöpfenden 
Überblick zu gewinnen.

Der Praktiker, der sich von dieser Zusammenstellung der 
wichtigsten Vorschriften über Wirtschaftliche Rechnungsfüh
rung und Vertragssystem sowie einer grundsätzlichen Ein
führung in diese Materie viel erhofft hatte, wird Bögelsacks 
Buch enttäuscht aus der Hand legen. Es bleibt zu wünschen, 
daß der Verfasser bei einer zweiten Auflage mit mehr Sorg
falt und Gründlichkeit zu Werke geht.

Hans-Gerhard C h e i m

Die Redaktion bittet, bei Einsendung von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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